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Tim Ackermann

Die wirtschafts- und sozialpolitischen 
Forderungen der AfD und ihre 
ordoliberalen Grundlagen

Die gewerkschaftlichen Kernklientel der Arbeiter und Arbeitslosen so-
wie Gewerkschaftsmitglieder insgesamt haben bei den Landtagswah-
len 2016 und 2017 überdurchschnittlich häufig die AfD gewählt.1 Bei der 
Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen haben 17% der Arbeiter und 12% 
der Arbeitslosen ihre Stimme der AfD gegeben (vgl.: Infratest Dimap 
2017). Dies wirft die Frage auf, ob die AfD das Potenzial hat, eine »Partei 
der Arbeiter« (TAZ, 25.1.2017) oder die Partei einer »Arbeiterbewegung 
von rechts« (Titel einer Konferenz in Jena, 22.-24.6.2017) zu werden.

Zweifellos gibt es Anknüpfungspunkte. So sind in den Betrieben »ge-
sellschafts- und kapitalismuskritische Einstellungen und Urteile (…) weit 
verbreitet« (Dörre/Matuschek 2013: 43) und diese Kritik ist »heimat- und 
orientierungslos« (ebd.: 47). Zudem sind »Gewerkschaftsmitglieder (…) 
ebenso anfällig für Rechtsextremismus wie die Gesamtbevölkerung« 
(Zeuner et al. 2007: 8) und »bestimmte Stammklientel der Gewerkschaf-
ten sind sogar überdurchschnittlich anfällig« (ebd.). Diese Gemengelage 
begünstigt Formen exklusiver, ausschließender Solidarität und führt zur 
Unterstützung einer Politik, »die auf Statuserhalt und Schutz der eige-
nen Lebensweise mittels Flüchtlingsabwehr zielt« (Dörre 2016). In ei-
nem Beitrag von Frontal 21 vom 24. Januar 2017 (Frontal 21 2017) lässt 
sich sehen, wie aus Unmut über soziale Problemstellungen und aus der 
gefühlten Ohnmacht gegenüber der Politik eine völkische Antwort und 
eine Wahlentscheidung für die AfD folgen kann. Zugleich gibt es inner-
halb der AfD Tendenzen, sich als »Partei des kleinen Mannes« zu prä-
sentieren und sich mittels Arbeitnehmervereinigungen innerhalb der 
Partei den Arbeitern zuzuwenden.2

Allerdings hat die AfD wirtschafts- und sozialpolitisch abhängig Be-
schäftigten und Arbeitslosen materiell nicht viel mehr anzubieten als eine 

1 Siehe auch den Beitrag von Björn Allmendinger in diesem Buch.
2 Siehe den Beitrag von Mark Haarfeldt in diesem Buch.
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Schlechterstellung derjenigen, die »nicht dazugehören«. Sie fährt einen 
»im Geiste des deutschen Ordoliberalismus stehenden neo(national)li-
beralen« (Kellershohn 2017: 14) Kurs. Dessen Durchsetzung würde zen-
trale Errungenschaften der Arbeiterbewegung infrage stellen, wesent-
liche Bereiche des Sozialstaats schleifen und die Ausgangssituation der 
abhängig Beschäftigten in der Auseinandersetzung von Kapital und Arbeit 
über die Verteilung der produzierten Werte erheblich verschlechtern.

Im Folgenden werden zunächst die Grundzüge einer ordoliberalen 
Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik als theoretische Grundlage des 
Programms der AfD dargestellt. Eine besondere Bedeutung hat der Be-
griff der Sozialen Marktwirtschaft, der in Deutschland sehr positiv be-
setzt ist und auf den sich auch die AfD als Grundlage ihrer wirtschafts-
politischen Vorstellungen bezieht. Hier soll geklärt werden, was unter 
dem Konzept der Sozialen Marktwirtschaft, wie es im Grundsatzpro-
gramm der AfD verwendet wird, zu verstehen und wie dieses Konzept 
mit ordoliberalen Vorstellungen verbunden ist. Im Anschluss daran er-
folgt eine Skizzierung der wirtschafts- und sozialpolitischen Positionen 
der AfD im Hinblick auf die Folgen, die eine Umsetzung für abhängig Be-
schäftigte haben würde.

Ordoliberalismus – die deutsche Variante des Neoliberalismus

Das wirtschafts- und sozialpolitische Programm der AfD steht in der Tra-
dition des Ordoliberalismus, der deutschen Ausprägung des Neolibera-
lismus.3 Der Ordoliberalismus entwickelte sich in der zweiten Hälfte der 
1920er Jahre insbesondere in Auseinandersetzung mit den Ursachen 
der Weltwirtschaftskrise ab 1929. Auch diese Variante beruht auf dem 
Glauben an die Selbstregulierung des Marktes sowie positive Effekte ei-
ner möglichst schrankenlosen Konkurrenz und zielt auf eine »marktwirt-

3 Der Ordoliberalismus entwickelte sich in der Auseinandersetzung mit Ansätzen 
des klassischen Liberalismus insbesondere angelsächsischer Prägung und stellte zu-
nächst eine besondere, deutsche Ausprägung desselben dar. Erst in der Auseinander-
setzung mit den Ursachen der Weltwirtschaftskrise ab 1929 begann sich ein »neuer« 
Liberalismus herauszubilden, der ab Ende der 1930er Jahre als Neoliberalismus be-
zeichnet wurde. Nach dem Zweiten Weltkrieg entwickelte sich die ordoliberale, deut-
sche Variante davon in Auseinandersetzung mit anderen Varianten des Neoliberalis-
mus weiter (vgl. Butterwegge u.a. 2017: 13ff.).
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schaftlich dominierte Gesellschaft« (Butterwegge u.a. 2017: 22), einen 
»Kapitalismus ohne wohlfahrtsstaatliche Begrenzungen« (ebd.: 11) ab.

Allerdings ist der Ordoliberalismus im Unterschied zu anderen Vari-
anten durch zwei zentrale Annahmen geprägt: Zum einen beinhaltet der 
Ordoliberalismus »das Konzept eines ›liberalen Interventionismus‹ zur 
Durchsetzung und Sicherung einer wettbewerbsintensiven Marktwirt-
schaft« (Ptak 2006: 170f.). Dieses Konzept macht einen »starken Staat« 
notwendig, der »den Wettbewerb notfalls auch mit autoritären Mitteln 
gewährleisten soll« (ebd.). Darunter fällt insbesondere die Verhinderung 
von Monopolstellungen, da diese Wettbewerb verhindern und verzer-
ren und somit dessen positive Effekte schwächen würden. Zum anderen 
wird im Ordoliberalismus die »soziale Frage« grundsätzlich anerkannt 
und eine sozialpolitische Begleitung der Marktwirtschaft angestrebt. 
Allerdings ist damit nicht ein starker Sozialstaat gemeint, der Lebens-
risiken über solidarische Mechanismen und Umverteilung des gesell-
schaftlichen Reichtums absichert. Es geht vielmehr um die »Hoffnung 
allgemeiner Wohlstandsmehrung durch eine funktionsfähige Markt-
wirtschaft, ergänzt durch soziale Hilfe in Notfällen, vor allem aber [um 
die] (...) ideologische[n] Stabilisierung durch soziale Formierung der Ge-
sellschaft« (ebd.). Der letzte Punkt ist dabei entscheidend. Hier geht es 
um die »Notwendigkeit einer das ökonomische Programm einer libe-
ralen ›Ordnung der Wirtschaft‹ flankierenden konservativ-traditiona-
len Ordnung der Gesellschaft« (Haselbach 1991: 161). Dies bedeutet 
im Wesentlichen, dass traditionelle gesellschaftliche Strukturen, wie 
insbesondere die Familie, den Menschen Halt geben und sie im Falle ei-
nes Scheiterns am Markt auffangen sollen. Die Sozialpolitik ordolibera-
ler Prägung zielt somit auf »die Schaffung einer neben der wirtschaftli-
chen Sphäre liegenden, im Wesentlichen immateriellen, ideologischen 
Basis zur Befriedung der sozioökonomischen Interessengegensätze in-
nerhalb der kapitalistischen Gesellschaft« (Ptak 2008: 80). Kurz: Wohl-
fühlatmosphäre und familiäre Abhängigkeiten statt höherer Löhne und 
sozialstaatlicher Absicherung ist das Ziel. Daneben wird in ordolibera-
len Konzepten großer Wert auf die Förderung klein- und mittelständi-
scher Betriebe als Grundlage der angestrebten Wirtschafts- und Gesell-
schaftsordnung gelegt.

Der Ordoliberalismus verbindet also eine markt- und wettbewerbs-
gläubige, neoliberale Wirtschaftspolitik mit einer reaktionären, rück-
wärtsgewandten Gesellschaftspolitik, die den »sozialen« Rahmen bildet 
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und den Kitt der Gesellschaft darstellt, sowie einem autoritären Staat, 
der diese Ordnung schaffen und sichern soll. 

Ordoliberalismus und Soziale Marktwirtschaft

Der Begriff der Sozialen Marktwirtschaft ist in Deutschland sehr positiv 
besetzt und bildet im allgemeinen Verständnis die Grundlage des deut-
schen Wirtschafts- und Sozialmodells im Sinne einer Verbindung von 
Marktwirtschaft mit sozialstaatlicher Absicherung. Auch die AfD be-
zieht sich in ihrem Wahlprogramm für die Bundestagswahl positiv auf 
den »Ordnungsrahmen, der in der Nachkriegszeit aufgebaut und lange 
Zeit unangetastet blieb« (AfD 2017: 51), und plädiert in ihrem Grund-
satzprogramm »im Bereich der Wirtschaft für eine Ordnungsethik auf 
der Grundlage der Sozialen Marktwirtschaft« (AfD 2016: 67). Im Kontext 
der Auseinandersetzung mit der neoliberalen Wirtschafts- und Sozial-
politik der AfD lohnt hier ein genauerer Blick: Was versteht die AfD un-
ter Sozialer Marktwirtschaft und was bedeutet das für den Sozialstaat, 
wie wir ihn kennen? 

Die AfD bezieht sich in ihrem Grundsatzprogramm im Kontext des Be-
griffs der »Sozialen Marktwirtschaft« explizit auf die Ausprägung, die 
»von Walter Eucken, Alfred Müller-Armack und Wilhelm Röpke entwi-
ckelt« (ebd.) wurde, und benennt damit zugleich die zentralen Theoreti-
ker des Ordoliberalismus. Damit stellt sie sich in eine Traditionslinie der 
Sozialen Marktwirtschaft, die »eine spezifische wirtschafts- und dem 
Anspruch nach auch gesellschaftspolitische Konzeption des deutschen 
Neoliberalismus nach 1945« (Ptak 2008: 71) ist. Diese ursprüngliche Kon-
zeption der Sozialen Marktwirtschaft wurde »in der Gründungsphase 
der Bundesrepublik zum Leitbild der Wirtschaftspolitik (…), [verlor] dann 
aber in der zweiten Hälfte der 50er-Jahre sukzessive an Einfluss« (ebd.: 
71f.). Den Ordoliberalen, insbesondere Alfred Müller-Armack, gelang es 
»gegen den politischen Zeitgeist ein gesamtwirtschaftlich ausgerichte-
tes Wirtschaftsprogramm keynesianischer Prägung« (Ptak 2006: 171) 
zu verhindern und über den Begriff der Sozialen Marktwirtschaft, ein 
»praxisorientiertes Konzept ordoliberaler Kerngedanken« (ebd.), maß-
geblichen Einfluss auf die Wirtschaftsordnung der entstehenden Bun-
desrepublik zu nehmen. Allerdings konnte dieser Einfluss nicht dauerhaft 
aufrechterhalten werden, »denn entgegen der ursprünglichen Konzep-
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tion der Sozialen Marktwirtschaft entwickelte sich die Bundesrepublik 
über viele gesellschaftliche Auseinandersetzungen zu einem ausgebau-
ten Sozialstaat« (Ptak 2006: 171f.).

Die Verbindung von Marktwirtschaft mit Sozialstaat, wie sie heute 
üblicherweise mit dem Begriff der Sozialen Marktwirtschaft verbunden 
wird, ist also gerade nicht die Konzeption, auf die sich die AfD bezieht, 
wenn sie von Sozialer Marktwirtschaft spricht. Sie bezieht sich damit 
vielmehr auf die Grundsätze ordoliberaler Ordnungspolitik, also auf die 
Verbindung von einer marktgläubigen, wettbewerbsorientierten und 
neoliberalen Wirtschaftspolitik mit einer reaktionären und rückwärts-
gewandten Gesellschaftspolitik sowie einem autoritären Staat.

Die wirtschafts- und sozialpolitischen Positionen der AfD4

Die ordnungspolitischen Vorstellungen des Ordoliberalismus ziehen 
sich wie ein roter Faden durch die verschiedenen Themenfelder des 
Grundsatzprogramms der AfD aus dem Jahr 2016. In ihren Positionen zur 
grundlegenden Gestaltung des Staates und seiner Aufgaben unterschei-
det sich der ordoliberal geprägte Ansatz der AfD von anderen neolibe-
ralen Vorstellungen. Zwar fordert auch die AfD einen »Schlanke[n] Staat 
für freie Bürger« (AfD 2016: 9), allerdings soll dieser zugleich »stark« (vgl. 
ebd.: 69) sein. »Schlank« soll der Staat im Bereich der Daseinsfürsorge, 
der sozialen Leistungen und der öffentlichen Dienstleistungen sein. Zu 
diesem Zweck schlägt die AfD Privatisierungen öffentlicher Einrichtun-
gen vor bzw. eine Prüfung, »inwieweit vorhandene staatliche Einrich-
tungen durch private oder andere Organisationsformen ersetzt wer-
den können« (ebd.).

Betrachtet man die Forderungen der AfD im Bereich der Steuerpoli-
tik, so lassen die nach ihrer Umsetzung zu erwartenden Einnahmen des 
Staates auch kaum eine andere Wahl als einen »schlanken Staat«. Neben 
der Forderung nach der finanziellen Entlastung von Mittel- und Gering-
verdienern (vgl. ebd.: 73) wendet sie sich gegen die Wiedereinführung 
einer Vermögenssteuer und möchte die Erbschaftssteuer abschaffen 

4 Eine ausführlichere Darstellung der wirtschafts- und sozialpolitischen Positionen 
der AfD – die in diesem Rahmen nicht zu leisten ist – findet sich bei Nocun 2016. Eine 
Einbettung dieser Forderungen in das ideologische Gesamtkonzept eines nationalen 
Wettbewerbsstaats auf völkischer Basis leistet Kellershohn 2016. 
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(vgl. ebd.: 75). Auch die »Wiederherstellung des Bank- und Steuerge-
heimnisses« (ebd.) führt im Wesentlichen zu einer Entlastung derjeni-
gen, die über große Vermögen und Einkünfte verfügen – und diese der 
Steuerpflicht entziehen möchten. Daneben fordert die AfD »[a]nalog 
zur Schuldenbremse (…) eine verbindliche Steuer- und Abgabenbremse 
im Grundgesetz« (ebd.: 73). 

Auch diese Maßnahmen laufen auf eine Entlastung des finanzkräfti-
gen Teils der Bevölkerung hinaus und schränken die Möglichkeiten der 
Umverteilung von oben nach unten ein. Der Handlungsspielraum des 
Staates wird damit erheblich verringert. Die Möglichkeiten des sozialen 
Ausgleichs über eine Umverteilung zwischen Arm und Reich und die In-
terventionsmöglichkeiten des Staates zur Korrektur sozialer Ungleich-
heiten werden dadurch massiv beeinträchtigt. Einen schlanken Staat 
muss man sich leisten können. Der Ersatz öffentlicher Dienstleistun-
gen – sei es im Bereich der Bildung, des öffentlichen Nahverkehrs, des 
Gesundheitswesens, der Infrastruktur, der sozialen Sicherungssysteme 
usw. – durch gewinnorientierte private Unternehmen führt nicht not-
wendig zu besseren Angeboten. Und kostengünstiger werden diese nur 
über schlechtere Beschäftigungsbedingungen und Lohndumping zulas-
ten der Beschäftigten in diesen Bereichen.

Welche Aufgaben der Staat haben soll, zeigt auch, welche Bedeutung 
die Sozialpolitik für die AfD hat: »Es bedarf neuer Konzentration auf die 
vier klassischen Gebiete: Innere und äußere Sicherheit, Justiz, Auswärtige 
Beziehungen und Finanzverwaltung.« (AfD 2016: 9) Hier ist der »starke 
Staat« gefragt. »Aufgaben jenseits dieser vier Kerngebiete bedürfen be-
sonderer Rechtfertigung.« (ebd.) Das im Grundgesetz Artikel 20 Absatz 1 
verankerte Sozialstaatsgebot, das die BRD als »demokratischen und so-
zialen Rechtsstaat« definiert und keiner weiteren besonderen Begrün-
dung bedarf, spielt für die AfD somit keine Rolle. Der Sozialstaat wird im 
Grundsatzprogramm der AfD dementsprechend auch nur einmal benannt 
(ebd.: 62), wenn auch nur im Zusammenhang mit der Forderung nach ei-
nem Schutz desselben vor Migrant_innen. Allerdings erkennt die AfD im 
Einklang mit ordoliberalen Positionen an, dass der Anspruch, »ein selbst-
bestimmtes Leben in relativem Wohlstand [...] führen« (ebd.: 35) zu kön-
nen, »mit den Zielen der Wirtschaft nicht unbedingt deckungsgleich ist« 
(ebd.). Deshalb »muss der Staat einen angemessenen Ordnungsrahmen 
schaffen« (ebd.). Dieser Ordnungsrahmen wird im weiteren Verlauf aller-
dings sehr speziell gefasst. Die AfD versteht unter der Forderung nach ei-
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ner »Reform der sozialen Sicherungssysteme« (ebd.: 36) die Herstellung 
von Abgabengerechtigkeit in der Sozialversicherung für Familien. Dieser 
Punkt dominiert das gesamte Kapitel »Arbeitsmarkt und Sozialpolitik« 
(ebd.: 35ff.) und zeigt die Bedeutung der Familie als zentrale sozialpoliti-
sche Instanz in der Programmatik der AfD.

Wirtschaftspolitisch bezieht sich die AfD in ihrem Grundsatzpro-
gramm explizit auf eine »Ordnungsethik auf der Grundlage der Sozia-
len Marktwirtschaft, wie sie von Walter Eucken, Alfred Müller-Armack 
und Wilhelm Röpke entwickelt« (ebd.: 67) wurde. Deren »[z]entrale Prin-
zipien sind Eigentum, Eigenverantwortlichkeit und freie Preisbildung. 
Der Schutz des Privateigentums ist dabei genauso unentbehrlich wie of-
fene Märkte, Vertragsfreiheit und ein freier Wettbewerb mit entspre-
chender Wettbewerbspolitik und Monopolkontrolle« (ebd.). Bei die-
sen rein angebotsorientierten Leitlinien zeigt sich die Bedeutung des 
»schlanke[n], aber starke[n] Staat[s]« (ebd.: 69). Auch wenn »[g]egebe-
nenfalls erforderliche staatliche Eingriffe (...) auf das notwendige Mi-
nimum zu begrenzen« (ebd.: 67) sind, bedarf es bei der Verhinderung 
von Monopolen gegen die Interessen wirtschaftlich starker Unterneh-
men durchaus eines durchsetzungsfähigen Staates. Allerdings bleibt der 
»starke Staat« wirtschaftspolitisch auf die Herstellung angebotsorien-
tierter Rahmenbedingungen für Unternehmen beschränkt. Beschäf-
tigte und ihre Rechte spielen in der Programmatik der AfD keine Rolle. 
Auch die Ankündigung, dass die AfD wirtschaftspolitisch »auf breiter 
Front deregulieren und Bürokratie abbauen« (ebd.: 68) will, ist ein Ge-
neralangriff auf erkämpfte Schutzbestimmungen, insbesondere für Be-
schäftigte im Betrieb.

Dies zeigt sich in den Forderungen für den Mittelstand, der für die AfD 
eine besondere Bedeutung hat und als »Herz unserer Wirtschaftskraft« 
(ebd.: 69) bezeichnet wird. Zu dessen Unterstützung will sie »deutliche 
Vereinfachungen zum Beispiel beim Hunger nach statistischen Daten, 
beim betrieblichen Beauftragtenwesen, bei betrieblichen Sicherheitsbe-
stimmungen oder auch beim Mindestlohn« (ebd.) erreichen. Diese Maß-
nahmen des »Bürokratieabbaus« und der »Deregulierung« bedrohen we-
sentliche Eckpfeiler der betrieblichen Ordnung in Deutschland. Sie laufen 
zum einen – trotz des Bekenntnisses, den Mindestlohn beibehalten zu 
wollen (vgl. ebd.: 36) – auf eine Unterwanderung der gesetzlichen Lohn-
untergrenze hinaus. Zum anderen erfolgt eine Aushebelung des betrieb-
lichen Arbeits- und Gesundheitsschutzes auf Kosten der Beschäftigten.
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Bemerkenswert ist, dass Gewerkschaften, Mitbestimmung und Sozi-
alpartnerschaft im Grundsatzprogramm der AfD schlicht nicht vorkom-
men. Auch bei der unter der Überschrift »Arbeitsmarkt von unnötiger 
Bürokratie befreien« (ebd.: 36) erhobenen Forderung, »ein Arbeitsge-
setzbuch zu schaffen, dass [sic!] (...) die Einzelgesetze systematisch zu-
sammenführt« (ebd.), wird das Betriebsverfassungsgesetz als Grundlage 
der betrieblichen Mitbestimmung in Deutschland nicht genannt. Über 
die Bedeutung dieses Gesetzes für die AfD lässt sich daher nur spekulie-
ren. Allerdings gelten Gewerkschaften im »neoliberalen Politikkonzept 
(…) als wettbewerbswidrige Monopolanbieter des gesellschaftlichen Ar-
beitskräfteangebots« (Urban 2008: 355) und in ordoliberalen Konzep-
ten hat die Verhinderung von Monopolen zur Herstellung eines »freien 
Wettbewerbes« eine hohe Bedeutung.

Sozialpolitische Zugeständnisse im Bundestagswahlprogramm

Das Grundsatzprogramm der AfD aus dem Mai 2016 ist – trotz aller 
Widersprüche und Kompromisse zwischen den verschiedenen Flügeln 
der Partei – sozial- und wirtschaftspolitisch relativ stringent von ordo-
liberalen Vorstellungen durchzogen. Eine Ausnahme ist das Bekenntnis 
zum Mindestlohn, um das heftige Debatten geführt wurden. Im Bun-
destagswahlprogramm vom April 2017 zeigt sich eine strategische Neu-
positionierung der AfD im wirtschafts- und sozialpolitischen Bereich. Es 
erfolgt eine Erhöhung der Ration des Zuckerbrotes für abhängige Be-
schäftigte bei Beibehaltung der Peitsche. Darin zeigen sich die gestie-
gene Stärke des Arbeitnehmerflügels der Partei und die Bedeutung der 
abhängig Beschäftigten sowie der Arbeitslosen für die Wahlerfolge der 
AfD. Sozialpolitische Forderungen wie »eine gesetzliche Obergrenze 
von 15 Prozent Beschäftigten mit Leih- oder Werkverträgen in Unter-
nehmen« (AfD 2017: 50), eine »bedarfsangepasste Qualifizierung für Ar-
beitslose« (ebd.), »eine gestaffelte längere Bezugsdauer von Arbeitslo-
sengeld I in Abhängigkeit der Dauer der Vorbeschäftigung« (ebd.: 56), 
die Festlegung des »Arbeitgeberanteil[s] zur Kranken- und Pflegeversi-
cherung wieder [auf] gleiche[r] Höhe wie der Arbeitnehmeranteil« (ebd.) 
oder auch die Forderung nach »Sicherheit im Arbeitsleben und im Al-
ter« (ebd.: 55) sind nun durchaus vorhanden. Auch der Begriff des Sozi-
alstaats wird positiv besetzt verwendet und man ist bereit, soziale Be-
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lange bei der Reform des Steuersystems zu berücksichtigen (vgl. ebd.: 
48). Zugleich formulieren die »[g]rundlegende[n] Elemente für eine pro-
sperierende Wirtschaft« (ebd.: 51) ungebrochen zentrale Prinzipien des 
Ordoliberalismus als wirtschaftspolitische Leitsätze der AfD. Insbeson-
dere die Forderung nach »Eigenverantwortung der Wirtschaftssubjekte 
mit dem Gegenstück Haftung für das eigene Handeln« (ebd.) kann nur 
als Absage an sozialpolitische Absicherung verstanden werden. Die Wi-
dersprüchlichkeiten innerhalb der AfD nehmen weiter zu.

Fazit

An den Veränderungen des Bundestagswahlprogramms 2017 im Ver-
gleich zum Grundsatzprogramm 2016 der AfD zeigt sich die Suche der 
Partei nach einer Verbindung neo(national)liberalen/ordoliberalen Sozi-
alstaatsabbaus mit der für Teile ihres Wählerklientels notwendigen so-
zialpopulistischen Unterstützung. Damit wandelt sie in den Fußstapfen 
des Front National in Frankreich und – eingeschränkt – der FPÖ in Öster-
reich, die diese Verbindung bereits vollzogen und ihre ursprünglich ra-
dikal neoliberalen Positionen zumindest partiell »sozialdemokratisiert« 
haben. Ob die AfD die damit einhergehenden Widersprüche ähnlich er-
folgreich aushalten und ob eine solche Verbindung mittelfristig glaub-
haft dargestellt werden kann, ist derzeit offen.

Auch die wachsende Stärke des offen nationalistisch-völkischen Flü-
gels der AfD wird Auswirkungen auf die Gestaltung der Wirtschafts- 
und Sozialpolitik der Partei haben. Was Sozialpolitik für diesen Flügel 
bedeutet, lässt sich an Björn Höcke erkennen. Auf einer Kundgebung 
bezeichnet er die »neue deutsche soziale Frage des 21. Jahrhunderts« 
(Monitor 2016, ab Min. 4:40) als »Frage über die Verteilung unseres 
Volksvermögens nicht von oben nach unten, nicht von jung nach alt, 
sondern über die Frage der Verteilung unseres Volksvermögens von in-
nen nach außen« (ebd.). Damit propagiert er – ähnlich wie in der Idee 
der Volksgemeinschaft der Nationalsozialisten – harmonische materi-
elle Verhältnisse unter (völkisch) »Deutschen« und macht als zentralen 
Verteilungskonflikt die Frage Sozialstaat versus Transferleistungen an 
die EU sowie Kosten für Geflüchtete auf. Entscheidend ist damit, wer 
als dazugehörig betrachtet wird und wer nicht. Diese Ausrichtung steht 
in der Tradition der Verbindung von Rassismus und Nationalismus mit 
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neoliberaler Wirtschaftspolitik, wie sie bei den extrem rechten Parteien 
in Deutschland und Österreich insbesondere in den 1980er und 1990er 
Jahren ausgeprägt war. In deren Agenda wurde die »soziale Sicherheit 
des Wohlfahrtsstaates […] durch das Gefühl der Zugehörigkeit zu einer 
Volks- und Kulturgemeinschaft« (Schui u.a. 1997: 16), die »materielle 
Sicherheit durch überhöhte Geborgenheitsgefühle« (ebd.) ersetzt. Mit 
der Gründung der Vereinigung ALARM! (Alternativer Arbeitnehmerver-
band Mitteldeutschland) am 1. Mai 2017 hat sich der Höcke-Flügel der 
AfD seinen eigenen völkischen Arbeitnehmerverband geschaffen.5 Des-
sen inhaltliche Ausrichtung ist derzeit zwar noch sehr schwammig, klar 
ist aber, dass nun auch der offen völkisch-nationalistische Teil der AfD 
versuchen wird, verstärkt abhängig Beschäftigte anzusprechen. 

Wie auch immer die weiteren programmatischen Diskussionen verlau-
fen, auf absehbare Zeit werden die sozialpolitischen Forderungen ober-
flächliche Garnitur bleiben, während die »deutliche Tendenz innerhalb der 
AfD, den Schwerpunkt weg von der Sozialen Umverteilung hin zur unsicht-
baren Hand des Marktes zu lenken« (Nocun 2016: 33), bestehen bleibt.

Die wirtschafts- und sozialpolitischen Positionen der AfD stehen den 
Vorstellungen der Gewerkschaften im Hinblick auf Gute Arbeit und ein 
Gutes Leben unvereinbar gegenüber (vgl. etwa IG Metall 2015: 21ff.). 
Würden sie umgesetzt, würden sich die Lebens- und Arbeitsbedingungen 
der abhängig Beschäftigten erheblich verschlechtern und die gewerk-
schaftliche Handlungsmacht würde massiv geschwächt. Es gilt nicht nur 
einem Verlust gewerkschaftlicher Organisationsmacht im eigenen Or-
ganisationsbereich entgegenzutreten, sondern auch die eigenen Hand-
lungsspielräume bei der Gestaltung der Wirtschafts- und Sozialpolitik zu 
verteidigen. Die Auseinandersetzung damit bietet den Gewerkschaften 
allerdings auch die Chance, mit ihrer Kritik an der AfD an der Wahrneh-
mung der Mitglieder anzuknüpfen und ihnen die Folgen einer Unterstüt-
zung der AfD deutlich zu machen. Immerhin »gehören die Gewerkschaf-
ten zu den wenigen demokratisch-zivilgesellschaftlichen Organisationen, 
die die frustrierten Arbeitnehmermilieus der Republik überhaupt noch 
erreichen« (Dörre u.a. 2016: 261).

Unerlässlich bleibt die Aufklärung der Mitglieder und Funktionär_in-
nen, insbesondere um die Sprachfähigkeit in betrieblichen Auseinan-
dersetzungen mit Anhänger_innen und Funktionär_innen der AfD zu 

5 Siehe hierzu den Beitrag von Mark Haarfeldt sowie die Anlagen in diesem Buch.
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erhöhen. Dies umso mehr, als zu befürchten ist, dass die AfD bei den 
Betriebsratswahlen 2018 mit eigenen Kandidat_innen und Listen antre-
ten könnte. Die organisationspolitische Bildungsarbeit bietet Möglich-
keiten zur intensiven Auseinandersetzung mit den wirtschafts- und so-
zialpolitischen Vorstellungen der AfD. Methoden und Konzepte sind in 
der gewerkschaftlichen Bildungsarbeit vorhanden (vgl. etwa IG Metall 
Vorstand 2016). Die praktische Erfahrung aus der Bildungsarbeit zeigt, 
dass Kolleginnen und Kollegen, die Sympathien für die AfD haben und 
mit deren Inhalten in Teilbereichen übereinstimmen, über eine Ausei-
nandersetzung mit den wirtschafts- und sozialpolitischen Forderungen 
der AfD durchaus erreicht werden können. Die exemplarische Beschäf-
tigung mit und die Erschließung von diesen Positionen sowie ihren po-
tenziellen Folgen in Verbindung mit der Vermittlung gewerkschaftspo-
litischer Positionen kann es den Kolleginnen und Kollegen ermöglichen, 
wieder einen ihrer objektiven Stellung im Produktionsprozess entspre-
chenden Interessenstandpunkt einzunehmen. Dieser Reflexionsprozess 
hat auch das Potenzial, die Offenheit zu produzieren, sich mit den Forde-
rungen der AfD in anderen Themenfeldern kritisch auseinanderzusetzen.

Positiv begriffen bietet das Themenfeld die Möglichkeit, der Agita-
tion der AfD unter den abhängig Beschäftigten offensiv entgegenzu-
treten und die gewerkschaftlichen Positionen bei unserem Stammkli-
entel zu stärken.
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